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Die Große Koalition hat 
das Gesetz zur Tarifein-
heit beschlossen. Es ging 
aber nicht um Tarifein-
heit. In Wirklichkeit 
stellt das Gesetz einen 
der schwersten Angriffe 
auf die grundgesetzliche 
garantierte Koalitions-
freiheit und das Streik-
recht in der Geschichte 
der Bundesrepublik dar. 

Denn der Tarifver-
trag einer kleinen 
Gewerkschaft gilt 
nicht, wenn eine grö-
ßere Gewerkschaft 
einen Tarifvertrag 
abgeschlossen hat. 
Ein Streik ist jedoch 
nur dann rechtlich 
zulässig, wenn er der 
Erzielung eines Tarif-
vertrags gilt. Wenn 
die kleinere Gewerk-
schaft keinen Tarif-
vertrag abschließen 
kann, ist der Streik 
also unzulässig. Dut-
zende von Rechts-
gutachten bestätigen 
das. Das Gesetz der 
Tarifeinheit zielt in Wirk-
lichkeit darauf ab, streikfä-
hige und streikbereite Be-
rufsverbände rechtlich zu 
disziplinieren und ruhig zu 
stellen und bedroht deren 
Existenzberechtigung. Das 
dürfen wir nicht zulassen!

„Ein Betrieb, ein Tarifver-
trag“ ist und bleibt trotz al-
lem eine richtige Strategie 
zur Interessenvertretung 
aller abhängig Beschäftig-
ten. Dabei geht es darum, 
auch die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer 
unter den Schutz von Tarif-
verträgen zu stellen, die – 
warum auch immer – nicht 

die organisatorische Kraft 
entfalten können, dass 
sie den Arbeitgebern ver-
nünftige Löhne, Gehälter 
und Arbeitsbedingungen 
abringen können. Dieses 
Prinzip der Solidarität zu 
organisieren muss aber 
die Angelegenheit der 
Beschäftigten selbst sein! 

Seit Jahrzehnten kooperie-
ren Gewerkschaften ohne 

Gesetz miteinander 
- so im aktuellen Streik 
der Erzieherinnen und Er-
zieher, in dem ver.di und 
die GEW Seite an Seite für 
bessere Arbeitsbedingun-
gen von Erzieherinnen und 
Erziehern kämpfen. Solche 
Kooperation ist in Gefahr, 
wenn die Gewerkschaften 
zukünftig in jedem Betrieb 
um die Mehrheit der Mit-
glieder buhlen müssten, 
um überhaupt streiken zu 
dürfen. Würde die Bun-
desregierung wirklich 
das Prinzip „Ein 
Betrieb, ein Ta-
rifvertrag“ am 
Herzen liegen, 
müsste sie 
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sich gegen gezielte Tarif-
flucht von Unternehmen 
und Ausgliederungen von 
Betriebsteilen zur Wehr 
setzen. „Ein Betrieb, ein Ta-
rifvertrag“ wird seit Jahren 
durch Zergliederung von 
Betrieben und durch den 
Einsatz von Outsourcing, 
Leiharbeit und Werkver-
trägen von Arbeitgebern 
unterlaufen. Aktuell ver-

sucht die Deutsche Post 
zehntausende Beschäf-
tigte zu weniger Lohn in 
Subunternehmen auszu-
lagern und mit einem Ta-
rifvertrag mit niedrigeren 
Löhnen zu beschäftigen. 
Doch die Bundesregie-
rung als größte Einzelakti-
onärin schaut nur zu!   t

Schwerpunkt   Ein Betrieb - ein Tarifvertrag

Auf ein Wort

Liebe Leserinnen,
liebe Leser, 

im Bundestag liegen er-
eignisreiche Wochen zu-
rück - mit den Debatten 
zu TTIP und CETA, der 
NSA-Spionage-Affäre und 
natürlich zu Griechen-
land. Wir wissen, dass 
die griechische Regierung 
mehrere Vorschläge zur 
Besteuerung der Reichen 
und großen Unternehmen 
gemacht hat, die allesamt 
von den Institutionen ab-
gelehnt wurden. Die ein-
seitige mediale Berichter-
stattung geht oft an der 
Wahrheit komplett vor-
bei. Unsere Fraktion wird 
so gut sie kann aktuell 
informieren. 
Mit dem G7-Gipfel in El-
mau und den Protesten 
sowie mit den Streiks von 
Bahn, Post und Kitas war 
auch außerparlamenta-
risch einiges los. Weitere 
Themen dieser Ausgabe 
sind Streikrecht und Ein-
heitsgewerkschaft, Indus-
trie 4.0, Erbschaftssteuer-
Reform sowie Leiharbeit 
und Werkverträge. Dazu 
gibt es wieder Infos aus 
meinem Wahlkreis und 
zur traditionellen Som-
mertour der bayerischen 
Abgeordneten der Linken. 

Einen erholsamen 
Sommer wünscht

Industrie 4.0

Sommertour

der bayerischen 

Bundestagsabgeordneten



Kurzmeldungen

Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit 
Die Bundesregierung hat-
te angekündigt, gegen den 
Missbrauch von Werkver-
trägen und Leiharbeit vor-
zugehen. Bisher passiert ist 
nichts. Doch trotz tarifver-
traglicher Branchenzuschlä-
ge bekommen die meisten 
Leiharbeits- und Werkver-
tragskräfte immer noch we-
niger Lohn und genießen 
im Einsatzbetrieb keinen 
Kündigungsschutz. Stamm-
beschäftigten wird so quasi 
täglich vor Augen geführt, 
wie leicht sie zu ersetzen 
sind.  Sie sind dann leichter 
bereit, schlechtere Arbeits-
bedingungen und niedrigere 
Löhne zu akzeptieren. Beleg-
schaften werden auseinan-
derdividiert.
Eine strikte Regulierung von 
Leiharbeit und Werkverträ-
gen ist daher unerlässlich. 
Doch selbst die laut Koaliti-
onsvertrag geplanten Ände-
rungen werden die Situation 
der Beschäftigten kaum ver-
bessern. Gleiche Bezahlung 
soll erst nach neun Monaten 
gelten. Doch nur rund ein 
Viertel der Leiharbeitsver-
hältnisse hält überhaupt so 
lange. Auch die geplante Be-
grenzung der Überlassungs-
höchstdauer auf 18 Monate 
geht an der Realität vorbei. 
Hiervon würden gerade mal 
13,8 Prozent der Leiharbeite-
rinnen und Leiharbeiter pro-
fitieren. DIE LINKE fordert: 
Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit – ohne Ausnahme 
und sofort und keine Schau-
fensterregelungen, wie sie 
Frau Nahles offensichtlich 
vorhat. Ihr ständiger Ver-
weis auf den Koalitionsver-
trag ist eine Ausrede. Nie-
mand hat die SPD zu dieser 
Koalition gezwungen.

Die Debatte um den Wan-
del der industriellen Ar-
beitswelt wird bereits 
von den Arbeitsgebern 
benutzt, um massive Ein-
schränkungen der für 
die Beschäftigten gelten-
den Schutzvorschriften 
zu fordern.

Der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) 
fordert eine Zukunft „ohne 
starre Arbeitszeitmodel-
le“. Auch der Arbeitsort 
soll flexibel werden. Der 
BDI plädiert dafür, „zuneh-

mend mobiles Arbeiten“ 
zu ermöglichen und ge-
setzliche Beschränkungen 
zu vermeiden. Selbst die 
Fahrtzeiten, so die Wunsch-
vorstellung des BDI, sollen 
durch den Einsatz autono-
mer Fahrzeuge zukünftig 
als Arbeitszeit genutzt wer-
den können: „Mobilität zu 
Produktivzeit“. In den Pro-
duktionsstätten sollen ma-
nuelle Routinetätigkeiten 
in noch größerem Umfang 
von vernetzten, intelligen-
ten Maschinen übernom-
men werden. 

Arbeit   Industrie 4.0

Im Dezember letzten 
Jahres hat das Bundes-
verfassungsgericht die 
Privilegien von Unter-
nehmen im Erbschaft-
steuerrecht teilweise 
kassiert. Denn die beste-
henden Verschonungs-
regelungen verstoßen 
angesichts ihres Über-
maßes gegen Artikel 3 
Absatz 1 des Grundgeset-
zes („Alle Menschen sind 
vor dem Gesetz gleich.“). 

Seit der letzten Erbschaft-
steuerreform 2009 sollen 
105 Milliarden Euro auf 
Erben und Beschenkte 
übertragen worden sein – 
steuerfrei! Das Gesetz gab 
viel Spielraum für krea-

tive Steuervermeidung. 
Genutzt hat das alles vor 
allem den Reichen und Su-
perreichen. 

Damit zementiert bzw. ver-
stärkt das Erbschaftsteu-
errecht sogar die Spaltung 
der Gesellschaft in arm 
und reich. Das ist drama-
tisch in einer Situation, 
wo die obersten zehn Pro-
zent der Deutschen fast 60 
Prozent des gesamten Net-
tohaushaltsvermögens be-
sitzt und sich die unteren 
60 Prozent sechs Prozent 
teilen.

Am liebsten würde die 
CDU/ CSU die Erbschafts-
steuer ganz abschaffen. 

Steuern   Erbschaftssteuer zementiert Spaltung

An die verblei-
benden Arbeits-
plätze werden 
immer höhere Qua-
l i f ikationsanfor -
derungen gestellt: 
Facharbeitskräfte 
sollen zukünftig 
auch über Ingeni-
eurwissen verfü-
gen, welches sie 
quasi eigenverant-
wortlich lebenslang 
auf dem neusten 
Stand halten. Die 
gewünschten „vir-
tuellen Teams“, die 
„effizient und flexi-

bel“ „über Branchen- und 
Ländergrenzen hinweg“ 
einsetzbar sind, würden 
für die Beschäftigten real 
bedeuten: ständige Verfüg-
barkeit von überall aus, bei 
steigendem Leistungs- und 
Konkurrenzdruck. Was der 
BDI uns als „Chance für 
Wohlstand und Arbeits-
plätze“ verkaufen will, ist 
nichts anderes als knall-
harte „Wertschöpfungs-
ketten-Optimierung“ auf 
Kosten von Arbeitnehmer-
rechten und Arbeitsschutz. 
Nicht mit uns!  t

In der Bayerischen Verfas-
sung steht: „Die Erbschaft-
steuer dient auch dem 
Zwecke, die Ansammlung 
von Riesenvermögen in 
den Händen einzelner zu 
verhindern.“ Davon ist die 
Bundesregierung leider 
meilenweit entfernt. Der 
Referentenentwurf sieht 
kaum merkliche Verbes-
serungen vor. Am besten 
wäre es, die Begünstigung 
des Betriebsvermögens zu 
streichen. Es gibt keinen 
empirischen Beleg für das 
Argument, dass die Erb-
schaftsteuerlast Familien-
unternehmen bedrohe und 
somit Arbeitsplätze koste. 
Der CDU/CSU geht es um 
reine Klientelpolitik.     t     
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Am ersten Juni-Wo-
chenende fand unter 
gigantischen Sicher-
heitsvorkehrungen im 
bayerischen Elmau das 
G7-Treffen der Staats-
chef von Deutschland, 
USA, Kanada, Italien, 
Japan, Frankreich und 
Großbritannien statt. 

In diesen sieben Ländern 
leben gerade mal zehn 
Prozent der Weltbevölke-
rung. Wichtige Player wie 
Russland, China, Indien, 
Mexiko, Brasilien sowie 
der gesamte afrikanische 
Kontinent bleiben außen 
vor. Für wirkliche Lö-
sungsschritte in wichtigen 
Zukunftsfragen müssen 

die Vereinten Nationen 
gestärkt und dort Gremien 
gefunden werden, die die 
Beteiligung aller 193 Mit-
gliedstaaten sicherstellen. 
Beim G7-Gipfel jedoch be-
raten die ökonomisch Star-
ken unter sich, wie sie ihre 
wirtschaftlichen und geo-
strategischen Interessen 
weiter ausbauen können – 
oft zulasten der Länder des 
globalen Südens.

Ein breites Bündnis or-
ganisierte deshalb einen 
Internationalen Gipfel 
der Alternativen mit Po-
dien und Workshops, der 
im Vorfeld des offiziel-
len G7-Gipfels stattfand. 
Klaus Ernst war Teil ei-

Bayern   G193 statt G7 Aus fürs AKW 
Grafenrheinfeld
Zum 31. Mai sollte das AKW 
Grafenrheinfeld abgeschal-
tet werden. Seit dem 27. 
Juni ist nun endlich Schluss, 
vorhandene Brennelemente 
wurden aufgebraucht. Das 
„Abschaltfest“ war mit über 
4000 Besuchern ein voller 
Erfolg. Für die knapp 300 
Beschäftigten ändert sich 
vorerst nichts. Betriebsbe-
dingte Kündigungen soll 
es keine geben, zumal der 
Rückbau noch einige Jahre 
in Anspruch nehmen wird. 
Er wird insgesamt etwa 1,2 
Milliarden Euro kosten. Der 
Abriss des Reaktorgebäudes 
ist für 2028 geplant. Die Be-
triebsgenehmigung für das 
Zwischenlager läuft aller-
dings noch bis 2046. 
DIE LINKE fordert einen 
unverzüglichen und unum-
kehrbaren Atomausstieg so-
wie das Ende der Fertigung 
atomarer Brennelemente. 
Welch ein Wahnsinn: ohne 
Lösung der Endlagerfrage 
weiter Atommüll zu produ-
zieren!

Protest gegen den 
Coburger Convent
Immer zu Pfingsten trifft sich 
der größte pflichtschlagen-
de Dachverband in Coburg. 
5000 ausschließlich männli-
che Verbindungsstudenten 
kommen zusammen, um sich 
öffentlich zur „geschichtli-
chen und geistigen Gemein-
schaft der Deutschen“ zu 
bekennen. Gegen diesen 
Pfingstkongress des Cobur-
ger Convents gibt es seit 
Jahren friedlichen Wider-
stand. Das Aktionsbündnis 
besteht u.a. aus den Grünen, 
der Linken und der IG Me-
tall. DIE LINKE. Coburg war 
auch dieses Jahr mit dem 
Wahlkreisbüro von Klaus 
Ernst über vier Tage Schalt-
zentrale, Sammelpunkt und 
Rückzugsort für viele Anti-
faschistInnen. In Vorträgen 
(Rote Hilfe) und Workshops 
konnten sich die über 100 
Besucher über die Verbin-
dungen des CC zur radikalen 
Rechten informieren.

nes Workshops zu TTIP. 
Ab 14 Uhr begann am 
Donnerstag am Stachus 
in München die Auftakt-
kundgebung zur Großde-
monstration unter dem 
Motto ‚TTIP stoppen - Kli-
ma retten - Armut bekämp-
fen‘. Hier stellte sich Klaus 
Ernst einer Diskussion mit 
Anton Hofreiter von den 
Grünen und Johannes Ger-
ken von den Jusos zu den 
Freihandelsabkommen 
TTIP und CETA, die G7 und 
den Klimaschutz. Anschlie-
ßend zogen die fast 40.000 
Menschen bei strahlendem 
Sonnenschein friedlich 
durch die Innenstadt. So 
macht Protest Freude! t

Die vier bayerischen 
Bundestagsabgeordne-
ten der Linksfraktion 
sind wieder mit dem fe-
schen alten Feuerwehr-
bus, dem „Roter Blitz“, 
auf Tour durch Bay-
ern! Kurz vor den Som-
merferien vom 13. bis 
24. Juli 2015 besuchen 
Klaus Ernst, Eva Bulling- 
Schröter, Nicole Gohlke 
und Harald Weinberg 
gemeinsam ihre bayeri-
sche Heimat.

Die Sommertour startet 
diesmal mit der gesamten 
bayerischen Landesgruppe 
am Vormittag des 13. Juli 
in Nürnberg, wo auch der 

Europaabgeordnete Tho-
mas Händel anwesend sein 
wird. Als weitere gemein-
same Termine der vier 
MdBs stehen außerdem 
Starnberg und Weilheim 
am 16. Juli und Würzburg 
am 23. Juli auf dem Plan. 

Neu in diesem Jahr ist die 
Einbeziehung der Kampa-
gne: „Das muss drin sein: 
Gesundheitsversorgung – 
solidarisch und gerecht!“, 
eine künstlerisch-politi-
sche Aktion mit vier Kran-
kenhausbetten, die am 13. 
Juli in Nürnberg, am 22. 
Juli in Schweinfurt und am 
23. Juli in Würzburg die 
Sommertour der bayeri-

Vor Ort   Sommertour der Bundestagsabgeordneten
schen MdBs trifft.

Ziel der Sommertour ist vor 
allem der Austausch mit 
Bürgerinnen und Bürgern, 
kommunalen und privaten 
Akteuren der öffentlichen 
Daseinsfürsorge, regiona-
len Betriebe, politischen 
Verbänden und der örtli-
chen Presse. Dabei werden 
die jeweiligen politischen 
Schwerpunkte der Abge-
ordneten wie die arbeits-
politischen Maßnahmen, 
die internationalen Frei-
handelsabkommen, die Ge-
sundheits-, Bildungs- und 
die Umweltpolitik eine 
große Rolle spielen. t



13.7.15 10.00 Uhr, 
Nürnberg, Lorenzplatz
Infostand und Bürgerge-
spräche der Landesgrup-
pe Bayern „Das muss drin 
sein. Mehr Personal für 
Pflege und Gesundheit.“

13.7.15 19.30 Uhr, 
Nürnberg, DGB Haus, 
Kornmarkt 5-7
Veranstaltung der Landes-
gruppe Bayern „Gute Ar-
beit, gutes Leben in Bayern 
- Das muss drin sein!“

15.7.15 19.00 Uhr, 
Wasserburg am Inn, Paula-
nerstuben, Marienplatz 9
Veranstaltung mit Klaus 
Ernst „Gute Arbeit in Bay-
ern - Das muss drin sein.“

16.7.15 18.30 Uhr, 
Kloster Andechs, Klosterg-
asthof, Bergstraße 9
Veranstaltung der Landes-
gruppe Bayern „Gute Ar-
beit, gutes Leben in Bayern 
- Das muss drin sein!“ 

20.7.15 19.00 Uhr,
München, Gewerkschafts-
haus, Schwanthaler Str. 64
Veranstaltung mit Klaus 
Ernst „Gute Arbeit in Bay-
ern - Das muss drin sein.“
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Neues im Internet

Presse, Reden, Parlamentarisches

22.7.15 10.30 Uhr, 
Schweinfurt, Schillerplatz
Infostand und Bürgerge-
spräche mit Klaus Ernst 
und Harald Weinberg „Ge-
sundheit ist keine Ware. – 
Krankes System“ 

22.7.15 18.00 Uhr, 
Schweinfurt, JGH, Am 
Unteren Marienbach 3
Veranstaltung mit Klaus 
Ernst und Harald Wein-
berg „Gute Arbeit, gutes 
Leben in Bayern - Das muss 
drin sein!“

23.7.15 10.00 Uhr, 
Würzburg, Lorenzplatz
Infostand und Bürgerge-
spräche der Landesgrup-
pe Bayern „Das muss drin 
sein. Mehr Personal für 
Pflege und Gesundheit.“

23.7.15 19.00 Uhr, 
Würzburg, Stadtbibliothek, 
Am Marktplatz 9
Veranstaltung der Landes-
gruppe Bayern „Gute Ar-
beit, gutes Leben in Bayern 
- Das muss drin sein!“

Aktuelle Infos auf 
www.klaus-ernst-mdb.de 
bitte beachten!

40.000 Menschen haben 
Anfang Juni friedlich ge-
gen die G7 und TTIP de-
monstriert. îKlaus Ernst 
war dabei.

Die LINKE solidarisiert sich 
mit den Postbeschäftigten: 
îGegen Tarifflucht und 
Gewerkschafts-Bashing!

In der îZeitschrift Euro-
pean ist ein Artikel von 
mir zu TTIP und CETA zu 
lesen.

Der von Bundeswirt-
schaftsminister Gabriel 
vorgeschlagene îHan-
delsgerichtshof ist eine 
Nebelkerze.

Die LINKE begleitet die 
î Investitionsoffensive 
der Bundesregierung kri-
tisch. Ein Wechsel zur Nut-
zerfinanzierung zugunsten 
der privaten Investoren 
und zulasten der Bürgerin-
nen und Bürger steht zu 
befürchten.

In dieser Antwort auf un-
sere Kleine Anfrage geht 
es um das Ausmaß von 
îSamstags- und Wochen-
endarbeit.

Wir haben über einen 
Antrag gegen îInvestor-
Staats-Schiedsverfahren 
eine Debatte im Bundestag 
platziert.

In einer Pressemitteilung 
begrüßt die Linksfraktion 
die Einigung im îTarif-
streit bei der Bahn.

î Bundestagsabgeord-
nete dürfen TTIP-Texte 
nicht einsehen: Der «Lese-
raum» in der US-Botschaft 
ist nur für Regierungsmit-
arbeiter!

Ein Gutachten des Wis-
senschaftlichen Dienstes 
kommt zu dem Schluss: 
îDeutsches Arbeitsrecht 
gilt nicht für die EZB. 

NEU: 

Die Homepage von Klaus Ernst 
optimiert für mobiles Surfen. 
Einfach den QR-Code scannen und 
unterwegs immer informiert sein.


